
Umsetzung der SVP-Initiative darf nicht zu Lohndruck und 
Arbeitsplatzabbau führen 

Brief der Gewerkschaften an den Bundesrat 

Die Gewerkschaften sind tief besorgt über die Folgen der Annahme der Initiative „gegen die 
Masseneinwanderung“. Die Umsetzung ist für die Arbeitnehmenden mit grossen Risiken verbunden. Es 
droht der Abbau von Arbeitsplätzen und von bestehenden Lohnschutzmassnahmen. In einem gemeinsamen 
Brief an den Bundesrat haben deshalb die Gewerkschaftsdachverbände SGB und Travail.Suisse sowie 
deren zwei grössten Verbände Unia und Syna am Dienstag aufgezeigt, nach welchen Grundsätzen die 
Politik die Initiative umsetzen muss, damit die Interessen der Arbeitnehmenden nicht unter die Räder 
kommen.  

Der Wegfall der Bilateralen Verträge mit der EU würde Zehntausende von exportorientierten Arbeitsplätzen 
gefährden. Auch drohen die Löhne unter zusätzlichen Druck zu geraten, wenn bestehende 
Lohnschutzmassnahmen ab- statt ausgebaut werden. Ausserdem droht den ansässigen Arbeitnehmenden 
ohne Schweizer Pass bei der wortgetreuen Umsetzung der Initiative eine massive Diskriminierung.  

Die unterzeichnenden gewerkschaftlichen Dachorganisationen und Einzelverbände fordern den Bundesrat 
deshalb auf, bei der Umsetzung der Initiative folgende Grundsätze zu beachten: 

 Der Bundesrat muss das Prinzip der Nichtdiskriminierung hochhalten. Die Beschränkung des 
Aufenthalts, des Zugangs zur sozialen Sicherheit und des Familiennachzugs für ansässige 
Arbeitnehmende ohne Schweizer Pass käme einem enormen gesellschaftlichen Rückschritt gleich. 
Es darf kein menschenunwürdiges Kontingentssystem geschaffen werden. Ein neues Saisonnier-
Statut kommt nicht in Frage. 

 Die Sorgen der Arbeitnehmenden um ihre Löhne und Arbeitsbedingungen wurden zu wenig ernst 
genommen. Mit der Annahme der Initiative werden nun auch die bestehenden Massnahmen zum 
Schutz der hiesigen Arbeitsbedingungen in Frage gestellt. Um sicher zu stellen, dass in der Schweiz 
auch in Zukunft Schweizer Löhne bezahlt werden, muss sich der Bundesrat für mehr statt weniger 
Lohnschutz einsetzen. Nur so sind die Arbeitsplätze sicher vor Dumpingkonkurrenz. 

 Schliesslich muss der Bundesrat alles unternehmen, um die Bilateralen Verträge zu sichern. Ohne 
stabile und geregelte Verhältnisse mit dem wichtigsten Handelspartner der Schweiz droht 
zusätzlicher Lohndruck und der Verlust von Arbeitsplätzen. 

Nur unter Einhaltung dieser Grundsätze, kann die Initiative umgesetzt werden, ohne dass die 
Arbeitnehmenden die Zeche für die Zustimmung zur SVP-Initiative bezahlen müssen.  

Auskünfte: 
Paul Rechsteiner, Präsident SGB 
Martin Flügel, Präsident Travail.Suisse 
Vania Alleva, Co-Präsidentin Unia, Vize-Präsidentin SGB 
Kurt Regotz, Präsident Syna 
Daniel Lampart, Leiter SGB-Zentralsekretariat 

SGB. 11.2.2014. 
SGB > Einwanderung. Löhne. SGB. 2014-02-01 


